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§ 1 Einleitung 

Die letzten Jahre haben zu einem Technologiesprung im Bereich der Daten-
verarbeitung und Kommunikation gefiihrt. Immer leistungsstärkere Rechnersys-
teme und immer schnellere Internetverbindungen eröffnen den Nutzern bislang 
ungeahnte Möglichkeiten. Vor allem das Internet hat durch sein vielfliltiges' 
Spektrum an Anwendungsfunktionen sowohl filr den privaten als auch den pro-
fessionellen Nutzer eine Revolution in der Kommunikation und Informationsbe-
schaffung hervorgerufen. Es bietet mit seiner unendlichen Zahl an Web-Seiten 
ein riesiges internationales Informations- und Dienstleistungsforum, auf das 
man vom heimischen Rechner oder vom Arbeitsplatz aus bequem zugreifen 
kann. Der aber wohl größte Vorteil des Internets ist die Möglichkeit, elektroni-
sche Post zu verschicken. Dabei werden schriftliche Nachrichten nicht mehr in 
konventioneller Form per Brief durch die Post zugestellt, sondern als Daten von 
einem Rechnersystem zum anderen übermittelt. Die Vorteile des electronic-
mailing (e-mailing) gegenüber den herkömmlichen Kommunikationsmethoden 
sind beachtlich. Es können riesige Datenmengen sekundenschnell von einem 
Punkt der Erde zum anderen geschickt werden, während die dabei filr den Ver-
sender entstehenden Kosten minimal sind. So kostet das Versenden einer e-mail 
nach Australien nicht mehr als ein Ortsgespräch. 

Die Akzeptanz des Internets als neues Informations- und Kommunikations-
medium ist bei privaten und professionellen Nutzern dementsprechend groß. Es 
ist geradezu zur Mode geworden, sich Nachrichten per e-mail zukommen zu 
lassen, zumal neuerdings auch Mobiltelefone e-mails empfangen und verschi-
cken können. Für viele stellt daher das "Surfen" im Internet einen Teil der pri-
vaten Freizeitgestaltung dar. Nirgendwo sonst lassen sich Lehrreiches und Nütz-
liches mit privater Zerstreuung so einfach verbinden. Die hohe Akzeptanz des 
Internets im privaten Bereich hat aber auch dazu geftlhrt, dass die Einftlhrung 
dieser Technologie in der Arbeitswelt positiv aufgenommen wurde. Von den 
Arbeitnehmern werden vor allem die schnelle und einfache Verteilung von 
Nachrichten sowie die Möglichkeit der Erledigung von Nach- und Restarbeiten 
von zu Hause aus oft als Vorteil empfunden. 

Aber auch fiir Wirtschaftsunternehmen bietet das Internet im Rahmen der un-
ternehmensinternen und externen Kommunikation sowie in der Unternehmens-
präsentation erhebliche Vorteile. In den letzten Jahren wurde daher beinahe je-
der Schreibtischarbeitsplatz in Wirtschaftsunternehmen mit einem internetfllhi-
gen Computer ausgerüstet. Diese Computerarbeitsplätze sind darüber hinaus in 
den meisten Fällen durch ein unternehmens- bzw. konzerninternes Netzwerk 
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miteinander verbunden (Intranet). Diese Vernetzung ermöglicht international 
agierenden Unternehmen und multinationalen Konzernen einen weltweiten Da-
tenaustausch und somit einen Grad an Zusammenarbeit und Abstimmungsmög-
lichkeiten, der die Führung solcher Unternehmen und Konzerne von einem 
zentralen Firmensitz aus erst möglich macht. So entflillt ein Großteil der früher 
zeitraubenden und kostspieligen Dienstreisen, da die Problembewältigung von 
Spezialisten durchgefUhrt werden kann, die nicht mehr persönlich vor Ort sein 
müssen, sondern von jedem beliebigen Punkt der Welt aus über das Internet tä-
tig sein können. 

Die Vorteile der Vernetzung von Computerarbeitsplätzen, die rasante Ent-
wicklung im Bereich der elektronischen Kommunikationstechnologien und die 
große Akzeptanz des Internets beim Arbeitnehmer haben innerhalb kürzester 
Zeit dazu gefUhrt, dass selbst die meisten kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen Netzwerke und Internetanschlüsse eingerichtet haben. Bei großen mul-
tinationalen Konzernen und weltweit engagierten Unternehmen stellen Internet 
und Intranet bereits seit langem einen zwingenden Standard dar. Ein Unterneh-
men, das sich dieser Entwicklung verschließt, läuft Gefahr, bei der schnell zu-
nehmenden Internetaktivität den Anschluss und somit die Konkurrenzflihigkeit 
zu verlieren. 

Bei dieser rasanten Entwicklung überrascht es nicht, dass die Gesetzgebung, 
aber auch die Rechtsprechung erheblich dahinter zurück bleiben. Besonders tUr 
die Gesetzgebung stellt der schnelle technologische Wandel ein kaum über-
windbares Problem filr die Ausarbeitung gesetzlicher Vorgaben dar. I Heute 
festgelegte Standards können in wenigen Monaten bereits veraltet sein, und be-
stehende Normen müssen dann angepasst werden. 

Viel beunruhigender als die Tatsache, dass Gesetzgebung und Rechtspre-
chung hinter dieser Entwicklung Jahre zurück sind, ist aber das fehlende Prob-
lembewusstsein von Arbeitgebern und Arbeitnehmern im Hinblick auf die Ge-
fahren des Internets. Es scheint so, als ob beide Seiten von der Faszination des 
Internets und Intranets geblendet alle Bedenken und Befiirchtungen verdrängen. 
Gerade durch die Internetnutzung in Unternehmen entstehen aber zahlreiche ar-
beits- und datenschutzrechtliche Probleme. 

So eröffuet die Nutzung eines vernetzten Computerarbeitsplatzes Miss-
brauchsmöglichkeiten sowohl auf Seiten des Arbeitgebers als auch auf Seiten 
der Arbeitnehmer. Insbesondere eine ausufernde private Nutzung des Internets 
durch den Arbeitnehmer fUhrt in vielen Unternehmen zu einer Überlastung des 
Rechnersystems und zu einem erheblichen Verlust an Arbeitsleistung. Der Ar-
beitgeber hat insofern natürlich ein berechtigtes Interesse daran, die Internetnut-

I Dies erkennen auch Tinne!eld/Viethen NZA 97, 977; befilrworten aber dennoch ei-
ne solche Regelung. 
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zung zu kontrollieren, aber auch bereits gespeicherte private Daten aufzuspOren 
und zu löschen. 

Die vom Arbeitgeber durchgefilhrten Arbeitskontrollen müssen sich aller-
dings ihrerseits an die durch das Persönlichkeitsrecht des Arbeitneluners gesetz-
ten Grenzen halten. Gerade durch die Vemetzung von Computerarbeitsplätzen 
sind rur den Arbeitgeber die Möglichkeiten zur Erfassung, Speicherung und 
Auswertung von Leistungs- und Verhaltensdaten des Arbeitneluners enorm ge-
stiegen. Mit der entsprechenden Software können durch einfachen "Knopf-
druck" vollständige Verhaltens- und Persönlichkeitsprofile des Arbeitneluners 
erstellt und die gewonnen Ergebnisse mit denen anderer Arbeitneluner vergli-
chen werden. 

Natürlich ist diese Überwachungsproblematik nicht erst durch die Einftlh-
rung des Internets entstanden, jedoch hat sie gerade durch die neuen EDV-
gestützten Überwachungsmethoden erheblich an Bedeutung gewonnen. Man-
gels eines einheitlichen gesetzlichen Rahmens, der die Regelungen der ver-
schieden telekommunikations- und arbeitsrechtlichen Vorschriften bei der Ein-
ruhrung und Nutzung neuer Technologien in Unternehmen sowie die weitrei-
chende Judikatur zum Persönlichkeitsschutz des Arbeitneluners bündelt und 
vereinheitlicht, ist es Arbeitgeber und Betriebsrat in der Praxis kaum mehr mög-
lich, zu beurteilen, welche Überwachungsmaßnalunen zulässig sind. 

Wie unterschiedlich die Bewertung der Zulässigkeit von Überwachungsmaß-
nalunen des Arbeitgebers sein kann, zeigen die verschiedenen Ansätze von Le-
gislative und Judikative in den EU-Nachbarstaaten. Während ein französisches 
Gericht im September 2000 die inhaltliche Überwachung von e-mails durch den 
Arbeitgeber als unzulässig angesehen hat, trat am 26.10.2000 in Großbritannien 
eine Verordnung als Ergänzung zum RIP-Gesetz (Regulation of Investigatory 
Powers) in Kraft, welche es dem Arbeitgeber gestattet, die gesamte Telekom-
munikation seiner Mitarbeiter zu überwachen. Diese neue Regelung gibt den 
Arbeitgebern in Großbritannien also völlig freie Hand, jede Art von Telekom-
munikation - auch das e-mailing oder das websurfing - inhaltlich zu überwa-
chen. Ganz gegenteilige Tendenzen sind in Deutschland zu erkennen. Im Ar-
beitsministeriurn spielt man derzeit sogar mit dem Gedanken, die private Nut-
zung des Internets am Arbeitsplatz gesetzlich zu gestatten. Damit könnten die 
Arbeitnehmer in angemessenem Umfang private e-mails verschicken oder im 
Internet surfen. 

Angesichts der ungeklärten Rechtslage bei der Überwachung der Internetnut-
zung im Arbeitsverhältnis soll versucht werden, Regeln zu entwickeln, die den 
widerstreitenden Interessen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern gerecht wer-
den. Insbesondere bezieht sich die Darstellung auf folgende Problemkreise: 

• Betriebsverfassungsrechtliche Voraussetzungen bei Einfllhrung, Nutzung und 
Kontrolle vemetzter Computerarbeitsplätze 


